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Die USA und EU auf Kollisionskurs? Neue Entwicklungen in
den transatlantischen Handelsbeziehungen

Claudia Decker und Stormy Mildner

1 Einfihrung

Die Liste der transatlantischen Handelskonflikte ist lang und keineswegs neu. Sie reicht
von klassischen Handelskonflikten in Sektoren wie Stahl, Landwirtschaft und der zivilen
Luftfahrt (Airbus/Boeing) bis hin zu neuen, systemischen Konflikten wie gentechnisch
veranderte Nahrungsmittel (Genetically Modified Organisms, GMOs) und unterschiedliche
nationale Steuersysteme (Foreign Sales Corporations, FSCs). Im Jahr 2003 waren 16
transatlantische Handelskonflikte bei der WTO registriert; in zwolf Streitfallen trat die EU
als Kléagerin auf (u.a. Stahl und FSCs), in vier Fallen haben die USA Klage eingereicht (u.a.
GMOs und Hormonfleisch). Gerade in der jlingsten Vergangenheit wurden die Handelsbe-
ziehungen zwischen den USA und der EU erneut durch die drohende Eskalation einiger
Konflikte Uberschattet: Zwar hat sich der FSC-Fall deutlich entschérft, doch drohte mit der
gegenseitigen Klage vor der WTO eine Zuspitzung im Konflikt um Airbus/Boeing.

2  Konfliktursachen

Funf grundlegende Ursachen kdnnen fiir die transatlantischen Handelskonflikte identifiziert
werden. An erster Stelle ist der hohe Grad der wirtschaftlichen Verflechtung zu nennen. Die
USA und die EU haben die weltweit gréBRten bilateralen Handels- und Investitionshezie-
hungen: Die USA sind der grofite Handelspartner der EU; fir die USA ist die EU der
zweitgrolite Handelspartner nach Kanada und vor Mexiko. Im Jahr 2003 gingen rund 26%
der Gesamtexporte der EU in die USA, 17% der Gesamtimporte der EU kamen aus den
USA. Noch enger sind die Verflechtungen bei den auslandischen Direktinvestitionen (Fo-
reign Direct Investment, FDI): Zwischen 1998 und 2001 waren ca. 61% der gesamten FDI-
Zuflisse in die EU US-amerikanischer Herkunft. Im gleichen Zeitraum flossen 52% der
gesamten FDI-Exporte der EU in die USA. 2003 flossen ann&hernd 65% der gesamten
ausléndischen Direktinvestitionen der USA in die EU. Auch die Verflechtung der Arbeits-
mérkte ist hoch: Beide Seiten beschaftigen gegenseitig etwa 3 Mio. Menschen.!

! Val. Europdische Kommission, Bilateral Trade Relations USA, in:
http://europa.eu.int/comm/trade/issues/bilateral/countries/usa/index_en.htm.



2 Claudia Decker und Stormy Mildner

Abbildung 1:  EU-Guterhandel mit den USA
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Quelle: EU, Trade Issues, http://europa.eu.int/comm/trade/issues/bilateral/index_en.htm

Einhergehend mit dem hohen Grad der wirtschaftlichen Verflechtung muss die fortschrei-
tende Handelsliberalisierung als Ursache fur Handelskonflikte genannt werden, durch die
einerseits traditionelle Sektoren wie die Stahlindustrie verstarkt unter Wettbewerbsdruck
geraten, so dass Lander immer wieder zu Schutzklauseln, Antidumping- oder Ausgleichs-
zbllen greifen. Andererseits beriihrt die Handelsliberalisierung zunehmend regulative Be-
reiche wie Steuern, Pflanzen- und Tierschutz sowie den nationalen Verbraucher- und
Gesundheitsschutz. Da hier unterschiedliche nationale Praferenzen und Rechtssysteme
aufeinander prallen, ist das Konfliktpotenzial besonders hoch. Dariiber hinaus spielen die
unterschiedlichen Regulierungsansatze eine zentrale Rolle: Wahrend die USA zumeist mit
der Regulierung warten, bis sich ein Problem tatséchlich entfaltet hat, versucht die EU, ein
potenzielles Problem bereits im Voraus zu kontrollieren und zu bewaltigen.

Zusétzlich verstarkt wird die Problematik durch die Politisierung des Handels. Dieser
ist seit den frihen 1990er Jahren zunehmend ins 6ffentliche Interesse geriickt, und immer
mehr Gruppen (u.a. Gewerkschaften und Umweltgruppen) versuchen, auf die nationale
Handelspolitik Einfluss zu nehmen. Da unter den wachsamen Augen der Interessengruppen
die Verhandlungspartner kaum von ihren urspriinglichen Positionen abweichen, kdnnen
Handelskonflikte leicht eskalieren. Gerade im Hinblick auf Standards und regulative MaR-
nahmen verstarkt daneben das mangelnde Vertrauen in die Intention der Handelspartner das
Konfliktpotenzial: Wahrend die EU z.B. bei den Exportrestriktionen von GMOs oder hor-
monbehandeltem Fleisch den Konsumentenschutz betont, vermuten die USA dahinter den
Schutz des heimischen Agrarsektors.

Zu der steigenden Zahl ungel6ster Handelskonflikte hat letztlich auch der WTO-
Streitschlichtungsmechanismus (Dispute Settlement Body, DSB) beigetragen. Wéhrend der
DSB im Gegensatz zur GATT-Streitschlichtung generell eine erhebliche Verbesserung
darstellt, birgt er jedoch einige Probleme: Konflikte, die zuvor eher auf diplomatischem
Verhandlungsweg geldst wurden, werden jetzt auf einem legalistischen Weg behandelt.
Dieser zum Teil recht rigide Streitschlichtungsprozess fuihrt nicht immer zu einer schnelle-
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ren Lésung des Problems — gerade wenn es in regulativen Bereichen noch keine Prézedenz-
falle oder WTO-Regeln gibt.

Folgeproblem der schwer Igsbaren und langwierigen Handelskonflikte ist eine tit-for-
tat-Dynamik: Um die Verhandlungsposition in einem bestehenden Handelskonflikt zu star-
ken, wird ein neuer Konflikt vor die WTO gebracht. Aufgrund dieser Vergeltungstechnik
kénnen Konflikte leicht von einem Bereich auf andere iberschwappen: Nachdem z.B. die
USA gegen die européische Bananenmarktordnung und das Importverbot von hormonbe-
handeltem Fleisch vor der WTO klagten, brachte die EU die amerikanischen Steuererleich-
terungen (FSC/ETI) sowie die Schutzzélle auf Stahlimporte auf den Verhandlungstisch.
Die USA antworteten wiederum mit einer Klage gegen die strengen Regeln der EU im
Bereich der GMOs.

3 Spannungspotential traditioneller Handelskonflikte: Stahl, Byrd Amendment
und Airbus/Boeing

3.1 Stahl

Als einer der langwierigsten Streitfalle im Industriegiiterverkehr gehort der Stahlkonflikt zu
den so genannten klassischen Handelskonflikten, bei denen es im Vergleich zu den syste-
mischen Handelskonflikten nicht um nationale regulative Préferenzen, sondern um den
Schutz der heimischen Industrie und die so genannten at the border-Malihahmen wie
Schutzzolle, Antidumpingmalinahmen oder Ausgleichszélle geht.

Der Stahlkonflikt war ein Wiederaufflammen des bereits seit den 80er Jahren brodeln-
den Streits um Stahlsubventionen und SchutzmaRnahmen. Seit Mitte des Jahres 2001 droh-
te eine erneute Eskalation: Im Juni 2001 beantragte der US-Handelsbeauftragte (United
States Trade Representative, USTR) Robert Zoellick bei der International Trade Commis-
sion (ITC) eine Sektion 201-Untersuchung (Schutzklausel) fiir 33 Produktlinien im Bereich
Stahl, wobei geklart werden sollte, ob die Einfuhr bestimmter Stahlprodukte in so erhéhtem
Umfang stattgefunden habe, dass sie fir den konkurrierenden heimischen Industriezweig
eine ,,wesentliche Ursache ernsthafter Schadigung oder Bedrohung* darstellte. Im Dezem-
ber 2001 entschied die ITC, dass fir 16 der Produktklassen diese Voraussetzungen erfullt
waren und empfahl temporédre Schutzzélle. Durch diese sollte der Stahlindustrie eine A-
tempause im internationalen Wettbewerb ermdglicht werden, um erforderliche Strukturan-
passungen durchzufiihren. Daraufhin gab Prasident Bush Anfang Mérz 2002 die
Einflihrung von Schutzzéllen bis zu 30% bekannt, die fiir drei Jahre gelten sollten und ca.
24% der Stahlimporte der USA betrafen. Nicht betroffen waren Importe aus Kanada, Mexi-
ko, Israel und Jordanien. Weitere Ausnahmen wurden gewéhrt, wenn bestimmte Stahlpro-
dukte nicht in der notwendigen Menge in den USA erhaltlich waren und eine Ausnahme
nicht die Gesamtwirkung der Schutzzélle unterminierte. Mit den Schutzzéllen I6ste Prasi-
dent Bush sein Wahlversprechen gegeniliber den US-Stahlarbeitern ein. Daneben spielten
die Kongresswahlen, die im Herbst 2002 stattfanden, und die Debatte um die Trade Promo-
tion Authority (TPA) eine wichtige Rolle.

Die US-Schutzzélle stieBen weltweit auf erhebliche Kritik. Besonders schnell reagierte
die EU, da EU-Stahlexporte im Wert von rund 2,5 Mrd. US Dollar von den MalRhahmen
betroffen waren. Daher fiihrte sie noch Ende Méarz temporare SchutzmaBnahmen ein: Uber-
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schritten die Importe bestimmter Stahlprodukte die durchschnittlichen Importe der letzten
drei Jahre (1999-2001) um mehr als zehn Prozent, so wurden sie mit einem Zoll belastet,
der zwischen 15% und 26% lag. Im September 2002 nahm die EU endgtiltige Schutzmal3-
nahmen gegendiiber sieben Stahlkategorien an, bei denen ein Anstieg der Importe die Stahl-
industrie der EU bedeutend geschadigt hatte.

Neben der Einflihrung von SchutzmaRnahmen beantragte die EU — u.a. zusammen mit
Japan und Brasilien — im Mai 2002 die Einberufung eines Streitschlichtungsverfahrens bei
der WTO. Die EU argumentierte, dass fiir ein 201-Verfahren sowohl der notwendige Im-
portanstieg als auch die Urséchlichkeit der Importe fiir eine drohende Schadigung der
Stahlindustrie in den USA fehlte. Zusétzlich seien die MaBnahmen in Verbindung mit den
zahlreichen Antidumping- und Ausgleichszéllen tiberzogen. Ebenfalls im Mai 2002 drohte
die EU mit Strafzéllen. Um eine weitere Eintribung der transatlantischen Beziehungen zu
vermeiden, legte die EU die Handelssanktionen im September 2002 allerdings vorerst auf
Eis.

Im Mérz 2003 erklérte die WTO die SchutzmalBnahmen der USA in allen Produkt-
gruppen fir WTO-widrig. Die WTO fand weder einen ausreichenden Beweis fiir einen
»plotzlichen, scharfen und signifikanten Anstieg” der Stahleinfuhren in die USA noch fiir
einen kausalen Zusammenhang zwischen den Problemen der Stahlindustrie und den Impor-
ten. Die Berufungsinstanz bestatigte das Urteil im November 2003. Die EU drohte darauf-
hin, ab Dezember Strafzélle bis zu 30% zu erheben, sollten die USA ihre Schutzzélle nicht
abschaffen; die geplante Strafliste umfasste Giiter im Wert von 2,2 Mrd. Dollar. Angesichts
der drohenden Strafzélle schlugen einige US-Stahlproduzenten eine friihzeitige Abschaf-
fung der Zélle bis September 2004 vor, wobei die Zélle bis Januar 2004 um ein Drittel und
bis Mérz 2004 um ein weiteres Drittel reduziert werden sollten. Die EU lehnte ein solches
Verfahren mit Hinweis auf den WTO-Bescheid jedoch als unzureichend ab.

Aufgrund der drohenden Eskalation des Handelskonfliktes und des zweifelhaften Er-
folgs der Schutzzolle lenkte Prasident Bush im Dezember 2003 ein und gab ihre vorzeitige
Abschaffung bekannt. So war es trotz der mit den Schutzzollen verbundenen Preiserh6hun-
gen insbesondere bei zahlreichen integrierten Stahlproduzenten weiterhin zu betrachtlichen
Verlusten gekommen. Problematisch waren auch die erheblichen Mehrkosten fiir das verar-
beitende Gewerbe, die das Institute for International Economics auf 120 Mrd. US Dollar
schatzte.?

Diese Entscheidung Bushs bedeutete eine erhebliche Entspannung im Streitfall. Lang-
fristig ist dieser Konflikt jedoch nur geldst, wenn die Strukturreformen der Stahlindustrie,
der Konsolidierungsprozess und der Abbau von Uberkapazitdten weiter vorangetrieben
werden, um den Druck der Industrie auf Regierung und Kongress, Schutzmalnahmen ein-
zufiihren, zu reduzieren.

2 Val. United States Mission to the European Union, Dossier: Steel, in:
http://www.useu.be/Categories/Trade/Steel/index.htm; ,,Bush Ends Steel Tariff, Averting Trade War”, in: Interna-
tional Herald Tribune, 5.12.2003; ,,Sparks Fly Over Steel”, in: The Economist, 15.11.03, S.59 f; Georg Koop-
mann, “Transatlantic Trade under Fire”, in: Intereconomics, May/June 2002; Richard Senti, “Issues Surrounding
the US-EU Steel Conflict”, in: Intereconomics, May/June 2002.
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3.2 Byrd-Amendment

Im Mittelpunkt eines weiteren Streitfalls steht das so genannte Byrd-Amendment der USA
(benannt nach dem demokratischen Senator Robert Byrd aus West Virginia). Dieses Ge-
setz, dessen offizieller Name Continued Dumping and Subsidy Offset Act lautet, wurde im
Oktober 2000 vom US-amerikanischen Senat verabschiedet und ist seit 2001 in Kraft. Es
sieht vor, dass aus Antidumping- und AntisubventionsmalRnahmen resultierende Zollein-
nahmen an die benachteiligten US-Unternehmen, die als erste das entsprechende Verfahren
angestrengt haben, ausgezahlt werden. Diese Ausgleichszahlungen sollen es den Unter-
nehmen erleichtern, bestimmte Kosten zu decken, die nach der Einflihrung der Antidum-
ping- und Ausgleichszdlle bei der Produktion der von den Malinahmen betroffenen Waren
auftreten. Im Rahmen dieser Gesetzgebung wurden im Jahr 2001 rund 230 Mio. US Dollar
und 2002 uber 300 Mio. US Dollar an US-Unternehmen ausgezahlt. In den meisten Féllen
waren die Empfanger Hersteller von Stahl- und anderen Metallerzeugnissen sowie Unter-
nehmen aus dem Lebensmittelsektor.

Die EU reichte daraufhin im Dezember 2000 zusammen mit Brasilien, Indien, Japan,
Kanada, Mexiko und Suidkorea u.a. Klage gegen das Byrd-Amendment ein; sechs weitere
Staaten schlossen sich als Drittklagerparteien an, darunter Argentinien und China. Nach
erfolglosen Konsultationen wurde Mitte 2001 ein Streitschlichtungspanel einberufen. Die
WTO erklarte das Gesetz im September 2002 schlieRlich als regelwidrig, da es eine unzu-
lassige indirekte Subvention an US-Unternehmen darstelle: Bei den Ausgleichszahlungen
handele es sich um eine Mafnahme, die weit Uber die Erhebung von Antidumping- und
Ausgleichszéllen hinausgehe und dem betroffenen US-Wirtschaftszweig einen unfairen
Handelsvorteil verschaffe.

Trotz des WTO-Schiedsspruches zeigten sich die USA nicht bereit, das Gesetz aufzu-
heben und legten im Oktober 2002 Berufung ein. Im Januar 2003 bestétigte das WTO-
Berufungsgremium erneut die Regelwidrigkeit des Gesetzes. Den USA wurde daraufhin
eine Frist bis Ende Dezember 2003 eingeraumt, ihre Rechtsvorschriften mit dem WTO-
Urteil in Einklang zu bringen. Nachdem die Frist ohne Anderungsversuche im Kongress
verstrichen war, beantragte die EU Mitte Januar 2004 bei der WTO die Genehmigung zur
Einflihrung von Strafzéllen auf US-Erzeugnisse. Dabei sollte sich die Hohe des Zolls nach
der Summe bemessen, die im jeweils vorhergegangenen Jahr an US-Produzenten unter dem
Byrd-Amendment ausgezahlt wurde.

Ende August 2004 genehmigte die WTO die Erhebung von Strafzéllen in Hohe von
72% der Summe, die innerhalb des laufenden Jahres unter dem Byrd-Amendment an die
betroffenen  Unternehmen  weitergeleitet wurde. Mit Ruicksicht auf die US-
Présidentschaftswahlen machten die Kléger jedoch zundchst keinen Gebrauch von der
WTO-Entscheidung. Daraufhin diskutierte der Senat verstérkt (iber einen Reformvorschlag
der demokratischen Senatorin Olympia Snowe (Maine), der eine Weiterleitung der einge-
nommenen Strafzdlle an die Gemeinden anstatt an die betroffenen Unternehmen vorsah.
Allerdings driickte die Mehrheit der Senatoren beider Partien nach wie vor grundlegend
ihre Unterstlitzung fir das Gesetz aus.

Im November 2004 legten die Klagerstaaten der WTO schliellich eine Liste mit 78
potenziellen Produktgruppen vor und baten um eine Autorisierung, Strafzélle auf diese zu
erheben. Eine Zuspitzung des Handelskonfliktes kann nun nur noch durch eine substantielle
Anderung oder Aufhebung des Byrd-Amendments verhindert werden. Eine Abschaffung
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des Gesetzes durch den US-Kongress scheint jedoch recht unwahrscheinlich, da es weiter-
hin im Kongress von der Mehrheit unterstiitzt wird.®

3.3 Airbus/Boeing

Den zurzeit brisantesten Handelskonflikt zwischen USA und EU und gleichsam grofite
Herausforderung fur den Streitschlichtungsmechanismus der WTO stellt der Streitfall tiber
Subventionen der zivilen Luftfahrt dar. Auch diese Auseinandersetzung begleitet die trans-
atlantischen Handelsbeziehungen seit den 70er Jahren: Bereits 1989 strengten die USA
erstmals ein Verfahren vor dem GATT gegen die hohen Subventionen der am Airbus-
Projekt teilnehmenden europdischen Staaten an.

Beide Flugzeughersteller — Boeing und Airbus — werden seit vielen Jahren von ihren
jeweiligen Regierungen finanziell unterstiitzt. Wahrend die EU-Kommission direkte Unter-
stiitzungszahlungen an Airbus in Form von verginstigten Krediten leistet, unterstiitzt die
US-Regierung Boeing durch indirekte Steuerverglinstigungen und 6ffentliche Auftrage wie
den Ankauf vom Militarflugzeugen. Ferner wird Boeing auch durch die erhebliche staatli-
che Unterstiitzung von Forschung im militarischen Luftfahrtbereich subventioniert.

Da Airbus Ende der 80er Jahre einen Weltmarktanteil von 30% erreicht hatte und so-
mit zu einem ernst zunehmenden Konkurrenten geworden war, sahen die USA und EU ein
bilaterales Abkommen als notwendig an. Zuséatzlich waren fur den Bereich der zivilen Luft-
fahrt einige zentrale Bestimmungen des GATT-Subventionsabkommens explizit ausge-
schlossen. Auch das plurilaterale Agreement on Trade in Civil Aircraft war aufgrund seiner
vage gehaltenen Formulierungen und Durchsetzungsprobleme nicht schlagkréftig. Als Fol-
ge einigten sich die EU und die USA 1992 im US-EU Agreement on Large Civil Aircraft
darauf, ihre Subventionstatigkeit einzuschranken. Das Abkommen, das auf groRRe Flugzeu-
ge beschrankt war und nicht den Handel mit Motoren und Flugzeugtechnik umfasste, ver-
bot Produktsubventionen; die EU erhielt im Gegenzug eine Ausnahmeregel fiir bereits
ausbezahlte Subventionen (Grandfathering Right), sowie fiir bestehende Subventionszusa-
gen fur zukinftige Programme. Bei den Entwicklungssubventionen wurde vereinbart, dass
33% der Entwicklungskosten mit zinsgunstigen Krediten vom Staat finanziert werden
konnten, die innerhalb von 17 Jahren zuriickgezahlt werden mussten. Zusétzlich durften
maximal 3% des jahrlichen Umsatzes der Industrie als indirekte Subventionen flieRen;
diese mussten nicht zurlickgezahlt werden. Nicht definiert wurde, was genau unter indirek-
ten Subventionen zu verstehen war, so dass ein erheblicher Interpretationsspielraum offen
blieb. Ferner verlangte das Abkommen Transparenz und Informationsaustausch. Somit
wurde beiden Seiten — in einem eingeschrankten Rahmen — die Protektion ihres Luftfahrt-
sektors erlaubt. Gleichzeitig verzichteten die USA und die EU auf Klagen vor der WTO.

In den vergangenen Jahren galt das Abkommen von 1992 inshesondere in den USA als
Uberholt, so dass seit Juni 2004 (ber eine Revision des Abkommens verhandelt wurde. Die
USA forderten eine neue, beidseitige Vereinbarung zur Zivilluftfahrtindustrie, wobei samt-
liche neuen Subventionen fiir die Hersteller unterbunden werden sollten. Im August 2004

% vgl. EU-Kommission, WTO Dispute settlement: Continued Dumping and Subsidy Offset Act of 2000, in:
http://trade-info.cec.eu.int/wtodispute/show.cfm?id=165&code=1; Européische Kommission, Report on United
States Barriers to Trade and Investment (Byrd Amendment), Brissel, Dezember 2004, S.48/49; ,,US May Face
New Punitive Tariffs", in: The Wall Street Journal, 1.9.2004.
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begann der Konflikt an Schéarfe zu gewinnen, als Prasident Bush die Airbus-Subventionen
oOffentlich als unfair bezeichnete und USTR Zoellick aufforderte ,,alle Mdglichkeiten auszu-
schdpfen, um die Subventionen zu stoppen — notfalls auch mit einem Gang zur WTO*.

Zwar bemihten sich nach Prasident Bushs Drohung Vertreter beider Seiten um eine
Einigung. Als die Verhandlungen jedoch erfolglos blieben, kiindigte Zoellick die alte Ver-
einbarung im September 2004 auf. Da der Streitfall aufgrund seiner Brisanz schnell Schlag-
zeilen machte und so die Aufmerksamkeit der breiten Offentlichkeit erhielt, wurde er zu
einem Wahlkampfthema — héufig in Zusammenhang mit der Arbeitsmarktfrage. Wahl-
kampfpolitisches Kalkiil war Prasident Bushs harte Linie auch dahingehend, als dass er sich
die Unterstiitzung bestimmter Bundesstaaten wie Washington und Pennsylvania sichern
wollte.

Anfang Oktober 2004 reichten die USA schliefflich Klage bei der WTO gegen die EU-
Subventionen fir Airbus ein. Laut Boeing habe Airbus seit seiner Griindung 1969 rund 15
Mrd. Dollar in Form von gunstigeren Krediten erhalten. Zoellick kritisierte, dass die EU die
Subventionen als notwendige Hilfe fiir eine Industrie in den Kinderschuhen (Erziehungs-
zollargument) rechtfertigte; Airbus habe jedoch mittlerweile einen Weltmarktanteil von
mehr als 50% und verkaufe mehr Zivilflugzeuge als Boeing. Bis Ende September 2004
habe Airbus 224 Maschinen ausgeliefert, Boeing nur 218.

Die EU hingegen betrachtet die Unterstiitzung von Airbus nicht als Subventionierung,
sondern als Darlehen. Laut Airbus belaufe sich die Summe solcher Kredite nur auf insge-
samt 4,3 Mrd. Euro. Dementsprechend antwortete die EU ihrerseits mit einer Klage vor der
WTO gegen die indirekte Subventionierung von Boeing, die seit 1992 laut der EU 23 Mrd.
Dollar betragen hétte; Geld fir Forschung und Entwicklung seien Uber die NASA, das
Verteidigungs- und das Handelsministerium an Boeing geflossen. EU-Kommissar Pascal
Lamy Kkritisierte insbesondere die Subventionierung des Boeing-Flugzeugprojektes 7E7.
Demnach habe der US-Bundesstaat Washington 3,2 Mrd. Dollar an Steuervergiinstigungen
gewahrt, damit der neue Flugzeugtyp dort in die Endmontage geht. Auch andere Bundes-
staaten hatten Steuervergiinstigungen gewahrt, darunter Kansas in der Héhe von rund 200
Mio. Dollar. Die USA argumentierten hingegen, dass es sich bei den reduzierten Kérper-
schaftssteuern nicht um eine strafbare Subvention handele, weil Boeing nicht als einziger
Konzern von ihnen profitiert habe. Auch sei diese Praxis der EU nicht fremd: So hatte die
Stadt Hamburg Zahlungen in der Hohe von 800 Mio. US Dollar an Airbus geleistet.*

Mit der gegenseitigen Klage drohte ein bereits seit langerem schwelender Handelskon-
flikt zu eskalieren. Gerade aufgrund der wirtschaftlichen Bedeutung der Luftfahrtindustrie,
ihrer politischen und strategischen Natur als auch der konzeptionellen Schwierigkeiten, wie
Luftfahrtsubventionen gemessen und verglichen werden sollen, schien eine schnelle L6-
sung kaum mdglich. Um so erstaunlicher war es, als sich die USA und die EU im Januar
2005 darauf einigten, den Konflikt auf bilateraler Ebene zu lésen, mit dem Ziel, alle Luft-
fahrtsubventionen abzuschaffen. Gleichzeitig stimmten die beiden Verhandlungspartner
tberein, zunachst keinen WTO-Streitschlichtungsprozess zu beantragen.

* Vvgl. United States Mission to the European Union, Dossier: Large Civil Aircraft Subsidies, in:
http://www.useu.be/Categories/AircraftSubsidies/Index.htm; Office of the United States Trade Representative,
2004 Inventory of Foreign Trade Barriers, Washington, DC, April 2004; Européische Kommission, Report on
United States Barriers to Trade and Investment (Aircraft and Aeroengines), Brussel, Dezember 2004, S.59/60;
Daniel Michaels, ,,Airbus Firms Up Plans To Fight Boeing 7E7 Jet”, in: The Wall Street Journal, 30.9.2004.
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Spannungspotential systemischer Handelskonflikte: GMOs und FSC
3.4 Gentechnisch veranderte Organismen

Weltweit nehmen die Handelskonflikte iber Nahrungsmittelsicherheit zu. Diese spielt von
Seiten der EU auch beim Konflikt um GMOs eine groRe Rolle. Gleichzeitig geht es jedoch
auch um handfeste wirtschaftliche Interessen. So sind die USA der weltweit gréBte Produ-
zent von gentechnisch verandertem Getreide; bereits heute enthalten rund 75% der Soja-
bohnen- und Baumwollernte in den USA sowie 35% des angebauten Mais genverandertes
Material. Durch das Importverbot der EU entgeht den USA ein grof3er und wichtiger Markt.
Zusétzlich befiirchten sie, dass andere Lander dem Beispiel der EU folgen und ihrerseits
strenge Regeln und Verbote flir GMOs erlassen. So hatte beispielsweise Sambia im Okto-
ber 2002 rund 26.000 Tonnen amerikanischer Lebensmittelhilfe zuriickgewiesen, weil es
sich um gentechnisch verénderten Mais handelte.

In der EU wird der Zulassungsprozess und die Verbreitung von gentechnisch verén-
dertem Saatgut seit April 1990 von der Richtlinie 90/220/EG geregelt. Auf dieser Grundla-
ge genehmigte die EU in den folgenden Jahren den Import von neun
Getreideprodukten/Pflanzen, hauptséchlich Abwandlungen von Mais, Sojabohnen und
Olsaaten. Im Februar 1997 untersagte Osterreich jedoch aufgrund von gesundheitlichen und
umweltpolitischen Bedenken eine Maissorte, die bereits von der EU zugelassen worden
war; die EU-Kommission ging nicht gegen diese Handlung vor. Daraufhin begannen zahl-
reiche EU-Mitgliedstaaten ebenfalls, bereits von der EU genehmigte Produkte zu verbieten,
ohne dass die Kommission einschritt. Im gleichen Jahr (1997) verabschiedete die EU die
Verordnung (EG) 258/97 (ber genverénderte Nahrungs- und Futtermittel (Novel Food
Regulation). Diese Verordnung machte die Kennzeichnung von gentechnisch verénderten
Lebensmitteln zur Pflicht, es fehlten jedoch Details beziiglich der Durchfiihrung. Die USA
forderten die Riicknahme dieser Regelung, da sie ihrer Meinung nach zu Produktdiskrimi-
nierung fiihrte. Die Lage verscharfte sich weiter, als die EU ab Oktober 1998 keine weite-
ren gentechnisch veranderten Agrarprodukte mehr zulieR.

Im Oktober 2002 trat die Richtlinie 2001/18/EG in Kraft, die einen neuen ordnungs-
rechtlichen Rahmen fiir das Genehmigungsverfahren und die Verbreitung von gentechnisch
veranderten Agrarprodukten und Lebensmitteln aufbauen sollte. Trotzdem beschloss die
EU, weiterhin keine neuen GMOs zuzulassen, bis konkrete Vorschriften zur Kennzeich-
nungspflicht und Herkunftsnachweise in Kraft seien. Im Juli 2003 verschérfte das EU-
Parlament schlieBlich die Kennzeichnungspflicht fiir gentechnisch veranderte Lebens- und
Futtermittel: Alle Lebensmittel, die zu mehr als 0,9% aus GMOs bestehen, mussen kiinftig
gekennzeichnet werden. Zuséatzlich erfordert die neue Regelung, dass GMOs durch die
gesamte Vermarktungskette zuriickverfolgt werden kénnen. Diese Bestimmungen traten im
April 2004 in Kraft. Die EU betonte, dass die neuen Kennzeichnungs- und Herkunftsregeln
das bisherige Verbot von GMOs ersetzen sollten. Die USA wandten jedoch ein, dass die
Kennzeichnung Konsumenten abschrecken konnte, weil sie nicht bestehende Gesundheits-
risiken suggerierten.

Mitte Mai 2003 forderten die USA schlielich — zusammen mit Kanada und Argenti-
nien — WTO-Konsultationen mit der EU Uber das Zulassungssystem von GMOs, da die
neuen Regelungen das de facto Moratorium seit 1998 nicht aufhoben. Die Konsultations-
phase verstrich ergebnislos, so dass die USA Mitte August 2003 die Einberufung eines
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WTO-Panels forderten. Die EU-Kommission bedauerte die Entscheidung, da das eigene
System ,klar, transparent, verniinftig und nicht diskriminierend” sei.

Mitte November 2003 begann die EU-Kommission schliellich Gesprache uber den
Import von gentechnisch verdndertem Mais. Aufgrund der Einwénde zahlreicher Mitglied-
staaten verzichtete sie jedoch darauf, die Importgenehmigung zur Abstimmung zu bringen.
Anfang Dezember sollte dann der EU-Lebensmittelausschuss (ber eine Vermarktungsge-
nehmigung entscheiden. Innerhalb der EU gibt es jedoch bis heute grundlegende Bedenken
gegen GMOs, so dass nur sechs EU-Mitgliedsstaaten sich daflir aussprachen und eine qua-
lifizierte Mehrheit nicht zustande kam. Im néchsten Schritt musste der EU-Ministerrat Gber
die Zulassung entscheiden; als jedoch auch hier bei der Abstimmung im Dezember 2003
eine Pattsituation entstand, wurde die Entscheidung an die EU-Kommission zuriickverwie-
sen. Diese genehmigte Mitte Mai 2004 zum ersten Mal seit 1998 die Vermarktung des
gentechnisch verénderten Mais. Vermarktet werden muss der neue Genmais nach den im
April 2004 in Kraft getretenen neuen Vorschriften tiber Kennzeichnung und Herkunftskon-
trolle. War der Genmais bislang nur zur Weiterverarbeitung zugelassen, kann er nun direkt
als Lebensmittel verkauft werden. Die endgiiltige Entscheidung der WTO (ber das europai-
sche Zulassungs- und Kennzeichnungssystem von GMOs steht jedoch noch aus. Eine mog-
liche Losung des Konflikts liegt in einer nicht-diskriminierenden Kennzeichnung von
GMOs, die auch von den USA anerkannt wird. Auf diese Weise kann das Importverbot
aufgehoben werden und steht es dem europdischen Verbraucher weiterhin offen, sich gegen

gentechnisch verénderte Nahrungsmittel zu entscheiden.”

3.5 Foreign Sales Corporations (FSCs)

Ebenfalls seit Jahren sind die Exportverglinstigungen fir US-Unternehmen ein Streitthema
zwischen den USA und der EU. Der Hintergrund des Streits liegt in den amerikanischen
Steuererleichterungen, die urspriinglich die grundlegenden Unterschiede zwischen dem
amerikanischen und europdischen Steuersystem ausgleichen sollten. Die meisten européi-
schen Lé&nder verfolgen ein territoriales System, das nur im Inland erzielte Einkiinfte be-
steuert. Zusatzlich werden Exporte von der Umsatzsteuer befreit, die auf inléndische
Verkdufe erhoben wird. Die USA besteuern hingegen Einkinfte amerikanischer Unterneh-
men, unabhéngig davon, wo diese Einkiinfte erzielt wurden (Welteinkommensprinzip).
Amerikanische Tochterunternehmen werden also zunéchst nach den Sétzen des Sitz-
staates (Belegenheitsstaat) besteuert. Wenn die im Ausland erzielten Einkiinfte einer Toch-
tergesellschaft als Dividende in die USA zurlckflieRen, werden sie zusétzlich nach
amerikanischem Recht versteuert. Dementsprechend kann es durch den konkurrierenden
Zugriff zweier Staaten zu einer Doppelbesteuerung und zu Wetthewerbsverzerrungen
kommen. Um dies zu vermeiden, erhalten Unternehmen fiir im Ausland gezahlte Steuern
eine Gutschrift. Daneben sollen zahlreiche internationale Steuerabkommen eine unange-
messene Doppelbesteuerung verhindern. Dennoch besteht aufgrund der Subpart F-

® Claudia Decker, Handelskonflikte der USA mit der EU seit 1985: eine Studie des Reziprozitatsprinzips in der
US-AuRenhandelspolitik, Berlin, 2002, S. 154-156; Office of the United States Trade Representative, 2004 Inven-
tory of Foreign Trade Barriers, Washington, DC, April 2004; Europdische Kommission, WTO Dispute Settlement:
Measures ~ Affecting the Approval and Marketing of Biotech Products, in: http://trade-
info.cec.eu.int/wtodispute/show.cfm?id=188&code=2.
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Bestimmung (1962) des US Internal Revenue Code fir US-Unternehmen weiterhin die
Gefahr einer Doppelbesteuerung. Unter dieser Regelung werden Gewinne auslandischer,
niedrig besteuerter Tochtergesellschaften der Muttergesellschaft zugerechnet (Prinzip der
Hinzurechnungsbesteuerung), ohne dass diese an die Muttergesellschaft in den USA ausge-
schiittet werden missen. Dabei werden zwei Arten der Einkiinfte der US-Besteuerung un-
terworfen: die ,,passiven” Einkinfte (Zinsen, Lizenzgebiihren etc.) und einige ,,aktive”
Einkiinfte.

Um diesen Wettbewerbsnachteil durch die Subpart F-Regeln auszugleichen, griindeten
die USA Anfang der 70er Jahre die so genannten Domestic International Sales Corporati-
ons (DISCs). Hierunter wurden in den USA ansdssige Unternehmen steuerlich wie im Aus-
land anséssige Firmen behandelt, was in der Regel zu Steuererlassen auf Exporteinkommen
flhrte. 1981 wurden die DISCs jedoch von einem GATT-Panel als unerlaubte Exportsub-
vention bewertet. Daraufhin &nderten die USA ihre Steuergesetzgebung und riefen die
Foreign Sales Corporations ins Leben. Diese sind von US-Konzernen in Steueroasen ge-
grindete Auslandsgesellschaften, Uber die Exportgeschéfte steuerbegiinstigt abgewickelt
werden kénnen. FSCs wurden ausdriicklich aus dem Anwendungsbereich der Subpart F-
Regeln ausgenommen.

Im November 1997 reichte die EU eine Klage gegen die FSC-Bestimmungen bei der
WTO ein, die diese im Marz 2000 als ,,illegale Exportsubvention* und somit als WTO-
widrig erklarte. Daraufhin verabschiedete der US-Kongress im November 2000 den FSC
Repeal and Extraterritorial Income Exclusion Act of 2000 (ETI Act), der die vorherige
Regelung ersetzen sollte. Wahrend das Gesetz formell die FSCs abschaffte, wurden gleich-
zeitig neue Regelungen geschaffen, die eine &hnliche Steuerprivilegierung vorsahen (ETI).
Allerdings versuchte man, die bisherige Exportspezifitat der Steuerbegiinstigungen zu be-
seitigen, indem nun neben Exporteinkiinften auch die Einkiinfte von im Ausland produzie-
renden US-Unternehmen freigestellt werden konnten. Fir Steuererlasse qualifizierten
weiterhin nur Einkinfte, wenn mindestens 50% des Marktwerts in den USA erwirtschaftet
wurden. Wenig spater zog die EU erneut vor die WTO, die im Januar 2002 entschied, dass
auch die neue Regelung gegen WTO-Regeln verstoRe. Als bis zum Mai 2003 keine Ande-
rungen in Sicht waren, setzte die EU schliellich den USA eine erste Frist zur Umsetzung
des Urteils bis zum Herbst 2003, die bis Mérz 2004 verlangert wurde.

Zu diesem Zeitpunkt lagen dem Kongress bereits zwei Vorschlage vor: Der Haus-
haltsausschuss des Reprasentantenhauses (House Ways and Means Committee) hatte Ende
Oktober 2003 einen Gesetzentwurf verabschiedet, der vorsah, die ETI-Regelung bis 2007
stufenweise zu reduzieren und danach abzuschaffen. Als Ausgleich sollte die Korper-
schaftssteuer fir amerikanische Produzenten und kleinere Unternehmen von 35% auf 32%
gesenkt werden. Zugleich sollten auslandischen Tochtergesellschaften wvon US-
Unternehmen Steuererleichterungen eingerdumt und die Abschreibungsmdglichkeiten ins-
gesamt erhoht werden. Einige Passagen dieser so genannten Thomas Bill wurden jedoch
vom Représentantenhaus abgelehnt, und sie unterschied sich auch deutlich von dem Ge-
setzentwurf des Finanzausschusses des Senats. Dieser hatte Anfang Oktober 2003 dem vom
Vorsitzenden republikanischen Senator Charles Grassley (lowa) vorgeschlagen Gesetzent-
wurf zugestimmt, der vorsah, alle amerikanischen Unternehmen, die in den USA produzie-
ren, steuerlich zu entlasten. Daneben sollte es bei der internationalen Besteuerung unter
Subpart F Steuererleichterungen geben. Ein umstrittener Punkt sah zusétzlich vor, die Be-
steuerung von Dividenden aus auslédndischen Quellen fiir ein Jahr von 35% auf 5,25% her-
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abzusetzen.

Da sich der Kongress zundchst auf kein gemeinsames Gesetz einigen konnte, erhob die
EU-Kommission ab Marz 2004 Strafzdlle auf ausgewdhlte Produkte in Hohe von 5% des
Importwerts. Zusatzlich sollten die Strafzélle bis zum Méarz 2005 monatlich um 1% steigen,
bis sie 17% bzw. 614 Mio. Euro ausmachen. Insgesamt hatte die EU-Kommission von der
WTO die Genehmigung erhalten, Strafzélle von 4 Mrd. Dollar zu erheben. EU-Kommissar
Lamy betonte in diesem Zusammenhang, dass die Erhebung von Strafzdllen gegen die
USA ein Zeichen setzen solle, dass WTO-Regeln und Urteile eingehalten werden miissen.

Eine erste Annadhrung zwischen EU und USA im Steuerstreit fand statt, als im Mai
bzw. im Juni 2004 die jeweiligen Entwirfe im Senat und Représentantenhaus angenommen
wurden. Da die beiden Gesetzesentwiirfe nach wie vor in zahlreichen Punkten voneinander
abwichen, wurde zunédchst ein Vermittlungsausschuss einberufen, um die substantiellen
Unterschiede auszurdumen. Anfang Oktober einigte man sich schlielich auf eine Aufhe-
bung der Exportsteuergesetzgebung sowie eine umfassende Reform der Unternehmenssteu-
ern, die Mitte Oktober vom Kongress verabschiedet wurde. Président Bush unterzeichnete
das Gesetz Ende Oktober. Diese Anderung sollte zum 1. Januar 2005 in Kraft treten.

Das neue Gesetz gewdhrt im Auslandsgeschaft tatigen US-Unternehmen Steuerer-
leichterungen in der Hohe von insgesamt 138 Mrd. Dollar (ber die nachsten zehn Jahre.
Des Weiteren sollen bisherige Liicken und Missbrauchmdglichkeiten der Steuergesetzge-
bung geschlossen werden. Ferner sollen multinationale Unternehmen durch eine einjahrige
Steuererleichterung dazu bewegt werden, ihre Gewinne in die USA zurilickzufiihren. Auch
wird die Korperschaftssteuer fir inlandische Produzenten von 35% auf 32% gesenkt. Letzt-
lich ist das US-Finanzministerium verpflichtet, Studien zur Effektivitit des neuen Gesetzes,
insbesondere uber die Wirksamkeit der Ruckfihrung von Auslandsgewinnen, durchzufih-
ren.

Am 25. Oktober 2004 gab die EU-Kommission dementsprechend bekannt, die Straf-
z6lle auf US-Giter ab dem 1. Januar 2005 voriibergehend aufzuheben. Da sie allerdings
bezweifelte, dass das neue Steuergesetz allen Bedingungen der WTO-Entscheidung von
2002 entspricht, kiindigte sie an, zur Uberpriifung des Gesetzes erneut vor der WTO zu
klagen. Demnach behélt sie sich auch vor, die Strafzélle gegebenenfalls wieder einzufiih-
ren. Besonders kritisch wird die zweijahrige Ubergangszeit gesehen, in der US-Exporteure
weiterhin FSC/ETI-Vorteile von mehr als 4 Mrd. (2005) bzw. 3 Mrd. US-Dollar (2006)
erhalten. Ferner wurde beanstandet, dass geméaR der Grandfathering Clause allen Exporteu-
ren, die sich vor September 2003 vertraglich gebunden haben, weiterhin unbegrenzt
FSC/ETI-Vorteile zur Verfligung stehen werden. Als grofiten NutznielRer zéhlte die EU
Boeing, das uber den Zeitraum 1992 bis 2003 mehr als 1,6 Mrd. US Dollar erhalten habe.

Lamy sprach in Briissel von einer ,,sehr guten Nachricht fiir den Multilateralismus, fur
Rechtssicherheit und fiir die WTO". Die Aufhebung der EU-Strafzolle stellt eine deutliche
Entscharfung eines der schwerwiegendsten Handelskonflikte in den transatlantischen Be-
ziehungen dar. Ob dies jedoch von Dauer sein wird, hangt letztlich von der Bewertung des
neuen Gesetzes ab, aber auch von der Entwicklung in anderen Streitfallen, wie dem Air-
bus/Boeing-Fall.®

® Vgl. Europdische Kommission, WTO Dispute Settlement: Tax Treatment for ,,Foreign Sales Corporations”, in:
http://trade-info.cec.eu.int/wtodispute/show.cfm?id=152&code=1; Européische Kommission, Report on United
States Barriers to Trade and Investment (Foreign Sales Corporations), Brissel, Dezember 2004, S.56/57; United
States Mission to the European Union, Dossier: Foreign Sales Corporations, in: http://www.useu.be/Categories/
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4 Handlungsnotwendigkeiten

Sind die transatlantischen Handelsbeziehungen grundlegend gestért? Wohl kaum, denn
rund 99% des transatlantischen Handels laufen stérungsfrei ab, schwerwiegende Handels-
konflikte wie Stahl oder FSCs wurden gelést und auch in anderen Bereichen fand eine
grundlegende Annaherung statt. Dennoch darf die negative Wirkung dieser Konflikte —
insbesondere der Airbus/Boeing-Fall — auf die transatlantischen Beziehungen insgesamt
und auch auf die WTO nicht unterschatzt werden. Gerade aufgrund der Gefahr, dass durch
die tit-for-tat-Dynamik Konflikte auf immer mehr Wirtschaftsbereiche lbergreifen, entste-
hen Planungsunsicherheiten und schwerwiegende Vertrauensverluste in die Wirtschaftspo-
litik des Handelspartners, die das Investitionsklima nachhaltig stéren kénnen. Ein weiteres
Problem besteht darin, dass die WTO bei Missachtung eines Panelentscheids dem gescha-
digten Staat erlaubt, Strafzélle zu erheben. Dies kann zu einem steigenden Protektionismus
im transatlantischen Handel fiihren, der fiir beide Seiten negative wirtschaftliche Auswir-
kungen hétte. So haben die europdischen Strafzdlle im FSC-Fall auch der eigenen Wirt-
schaft grundlegend geschadet. Letztlich fihren die Handelskonflikte vor allem im US-
Kongress zu einer generellen Ablehnung weiterer Handelsliberalisierungen. Dies erschwert
auch die Zusammenarbeit zwischen EU und USA im Rahmen der WTO, die fiir einen er-
folgreichen Abschluss der Doha Entwicklungsrunde notwendig ist. Daneben wird durch die
Eskalation von Handelskonflikten die Glaubwirdigkeit der WTO insgesamt und als effek-
tives Streitschlichtungsinstrument nachhaltig geschadigt. Auch auf politischer Ebene haben
Handelskonflikte den transatlantischen Beziehungen erheblichen Schaden zugefiigt und
setzen die bereits durch die Irakfrage strapazierten politischen Beziehungen weiter unter
Druck.

Angesichts der negativen Auswirkungen der Handelskonflikte miissen die Bemihun-
gen zur Vermeidung und Beilegung von Handelsstreitigkeiten erheblich intensiviert wer-
den. Zwar kénnen Konflikte wohl nie ganz vermieden werden, doch gibt es zahlreiche
Instrumente und Strategien, um das Klima in den transatlantischen Handelsbeziehungen zu
verbessern — sowohl durch eine bessere Prévention als auch eine schnellere und effizientere
Beilegung bestehender Handelskonflikte. Hier sind vier zentrale Punkte zu nennen:

=  Erstens muss das institutionelle Gerist der bilateralen Beziehungen weiter ausgebaut
werden, darunter v.a. die Neue Transatlantische Agenda (New Transatlantic Agenda,
NTA) und die Transatlantische Wirtschaftspartnerschaft (Transatlantic Economic
Partnership, TEP). Innerhalb der TEP sollte die Konvergenz und gegenseitige Aner-
kennung von Standards stérker gefordert werden. Daneben muss auch der Friihwarn-
mechanismus intensiver genutzt werden, mit dem Ziel, Handelsstreitigkeiten bereits
im Frihstadium zu erkennen und gegebenenfalls zu 16sen. Zusétzlich missen geméaR
den Zielen der Positive Economic Agenda (PEA) verstarkt gemeinsame Kooperations-
interessen identifiziert werden, um eine positive Verhandlungsdynamik zu schaffen.

= Zweitens muss dieser top-down-Ansatz durch einen Dialog zwischen den betroffenen
Interessengruppen (bottom-up-Ansatz) erganzt werden. Durch die Intensivierung der
bestehenden transatlantischen Dialoge (Wirtschaft, Verbraucher, Umwelt, Arbeit)
kénnen gerade Konflikte wie in der Biotechnologie, die auf grundsatzlich unterschied-

FSC/Index.htm; ,,FSC-Regelung abgeschafft”, in: Washington News DIHK / BDI, 28.10.2004; John Hulsman,
“How to Improve US-EU Trade Relations”, in: The Heritage Foundation Backgrounder, Nr. 1499, Okt. 2001.
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lichen Risikobewertungen beruhen, friher erkannt und behandelt werden. Insbesonde-
re mussen die bestehenden Bemiihungen zur Wiederbelebung des Transatlantic Busi-
ness Dialogue (TABD) fortgefiihrt werden. Neue Initiativen aus der Wirtschaft, die in
der Vergangenheit zu Abkommen wie dem Information Technology Agreement ge-
fiihrt haben, sind dringend notwendig.

= Drittens muss neben diesem institutionalisierten Dialog auch der informelle Dialog
zwischen den handelspolitischen Entscheidungstragern gestarkt werden, um das Ver-
stdndnis und Vertrauen flreinander zu erh6hen. In diesem Rahmen wadre auch eine
Vertiefung des Dialogs zwischen dem US-Kongress und dem Européischen Parlament
ein wichtiges Instrument der Konfliktvorbeugung.

= Viertens sollten sich beide Seiten zur Beilegung bereits bestehender Konflikte starker
um eine bilaterale Lésung bemiihen, bevor sie eine Klage bei der WTO einreichen.
Gerade bei Handelskonflikten in sensiblen regulativen Bereichen kann der verrecht-
lichte Streitschlichtungsmechanismus der WTO kaum zu einer Lésung fuhren. Auch
wéhrend des Streitschlichtungsverfahrens sollte eine bilaterale, diplomatische Eini-
gung im Vordergrund stehen. Kommt es zu keiner vorzeitigen Einigung, muss das
WTO-Urteil ziigig umgesetzt werden, um die Einflihrung von Strafzéllen und eine Es-
kalation des Konflikts zu vermeiden.

5 Ein Blick in die Zukunft

Wird der Atlantik breiter? Welche Handelspolitik ist in der zweiten Amtszeit von Préasident
Bush zu erwarten? Mit wesentlichen Anderungen der US-Handelspolitik ist nicht zu rech-
nen. Bush — Kklarer Beflirworter des Freihandels — wird auch in Zukunft sowohl die Doha-
Runde der WTO als auch den Abschluss neuer regionaler Freihandelsabkommen, darunter
insbesondere mit den lateinamerikanischen Staaten, unterstiitzen. Hinsichtlich des hohen
Handelsbilanzdefizits ist zu erwarten, dass Bush auf eine stirkere Markt6ffnung fur US-
Produkte drangen wird; weniger wahrscheinlich ist eine Abschottung des US-Marktes, um
Uber sinkende Importe die Handelsbilanz zu verbessern. Dementsprechend kommt Bush die
derzeitige Entwicklung des Dollars entgegen, die die Wettbewerbsfahigkeit der US-
Exporteure deutlich starkt. Prasident Bushs handelspolitische Schlagkraft héngt dabei
grundlegend von der Verlangerung der Trade Promotion Authority (ehemals Fast Track)
ab, die am 30. Juni 2005 auslauft. Allerdings stehen hier seine Chancen erheblich besser als
noch im Jahr 2002, da sich die Mehrheitsverhéltnisse im Senat und Reprasentantenhaus
deutlich zugunsten der Republikaner verschoben haben.

Nach wie vor werfen die zahlreichen transatlantischen Handelskonflikte, insbesondere
Airbus/Boeing, einen Schatten auf die Handelspolitik Bushs. Auch wird seine Handelspoli-
tik maRgeblich vom Wirtschaftswachstum und der Arbeitsmarktentwicklung in den USA
abhédngen: Sind diese eher negativ, steigt die Gefahr protektionistischer Malnahmen fir
bestimmte Sektoren — insbesondere arbeitsintensive Bereiche wie Stahl und Textilien —
erheblich. Dass Bush nicht vor temporéren protektionistischen Mainahmen zuriickschreckt,
haben die Schutzzélle fur Stahl und die Farm Bill in seiner ersten Amtsperiode gezeigt.



	Einführung
	Konfliktursachen
	Spannungspotential traditioneller Handelskonflikte: Stahl, B
	Stahl
	Byrd-Amendment
	Airbus/Boeing

	Spannungspotential systemischer Handelskonflikte: GMOs und F
	Gentechnisch veränderte Organismen
	Foreign Sales Corporations (FSCs)

	Handlungsnotwendigkeiten
	Ein Blick in die Zukunft

